
In der Vergangenheit mussten sich die
RentnerInnen etliche Jahre mit Nullrunden und
minimalen Rentensteigerungen abfinden,

Doch seit 2014 gibt es eine Trendwende (s.
Grafik). Sie zeigt, dass  die Rentenanpassung in
den Jahren 2014 und 2016 deutlich höher ist als
die relevante Lohnentwicklung. In 2015
hingegen befinden sich Lohn- und
Rentenanpassung im Gleichklag. Nur in 2017 ist
die Lohnentwicklung minimal besser.

Auch 2017 steigen die Renten wieder
ordentlich. So werden sie zum 1. Juli in den
alten Bundesländern (aBL) um 1,9 und in den
neuen Bundesländern um 3,6 Prozent
angehoben und orientieren sich damit
weitgehend am Anstieg der
sozialversicherungspflichtigen Löhne und
Gehälter. Eine Rente von 1.000 €uro erhöht sich
damit in den aBL um knapp 20 €uro, in den nBL
um 36 €uro.

Für die weitere Zukunft jedoch wird sich der
Nachhaltigkeitsfaktor, der das Verhältnis von
sozialversicherungspflichtigen Jobs zur Zahl der
RentnerInnen widerspiegelt, dämpfend auf die
Rentenanpassungen auswirken Dann nämlich,
wenn die Babyboomer-Generation ab ca. dem
Jahr 2020 in Rente geht. Und dies zu einer Zeit,
wenn die RuheständlerInnen

Rentensteigerungen am dringendsten
benötigen, weil die Kosten im Gesundheits-
und Pflegebereich anzusteigen drohen und
die Rentenanpassungen mit der Lohnentwick-

lung nicht mehr Schritt halten
können. Darüber
hinaus müssen NeurentnerInnen
ab 2040 den vollen Steuersatz
zahlen.

Das betrifft nur in geringem Ma-
ße diejenigen, die bereits in Ren-
te sind. Genauso verhält es sich
mit dem sinkenden Rentenni-
veau. Wegen der Schutzklausel
des § 68a SGB VI kann nach gel-
tendem Recht der Zahlbetrag
der Rente nicht sinken. Wer also
bereits Rente bezieht, kann nicht
weniger bekommen. Aber all
diejenigen, die den Rentenein-
tritt noch vor sich haben, wer-
den bei einem weiterhin drama-

tisch sinkenden Rentenniveau  dann, wenn sie
in Rente gehen, weniger im Geldbeutel ha-
ben, als wenn sie früher in Rente gegangen
wären. Hinzu kommt die höhere steuerliche Be-
lastung. Keine guten Aussichten für die künfti-
gen Rentnerinnen und Rentner! Für Viele ist so
Armut im Alter vorprogrammiert.

Deshalb ist es richtig und wichtig, dass das
Rentenniveau und die Bekämpfung der Ar-
mutsrisiken weiterhin im Zentrum der Renten-
kampagne des DGB und seiner Gewerkschaf-
ten stehen, um die Parteien mit Blick auf die
Bundestagswahl zu einem Kurswechsel in der
Rentenpolitik zu bewegen.

Die Rentenüberleitung Ost/West

Der Bundestag hat das „Rentenüberleitungs-
Abschlussgesetz“ in zweiter und dritter Lesung
in seiner Sitzung am 1.6.17 beschlossen. (BT-
Drucksachen 18/11923, Beschlussempfehlung
Ausschuss 18/12584 und Bericht des Haushalt-
sausschusses 18/12614)

Rentenanpassung 2017 - Schätzungen bis 2021
Durststrecke  erst einmal beendet
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Dieses sieht den Beginn der Angleichung des
aktuellen Rentenwerts (aRW) Ost auf den
Westwert in 2018 von 95,8 in 0,7%-Schritten bis
2025 vor. Mit der diesjährigen
Rentenanpaassung ist der aRW Ost bereits auf
95,7 % des Westwerts gestiegen. Da der erste
Schritt damit nun fast bereits erreicht ist, könnte
die vorgesehene Angleichung von insgesamt
„nur“ noch 4,3 %-Punkten in der Realität
schneller erreicht werden. Entscheidend dafür
ist, dass die Lohnentwicklung in den nBL
schneller ansteigt als in den aBL. Die Aussichten
sind gut. In der letzten gemeinsamen
Finanzschätzung von Ministerium und Deutscher
Rentenversicherung vom Februar 2017 wurden
die Anpassungssätze der Renten in den Jahren
2018 – 2021 wie folgt geschätzt:

Zu kritisieren ist trotzdem, dass die im Gesetzent-
wurf geplanten und erwarteten Mehrausgaben
in erster Linie aus der Rentenkasse getragen
werden sollen. Erst zu einem späteren Zeitpunkt
beteiligt sich der Bund an den Kosten. Begin-
nend im Jahr 2022 soll der Bundeszuschuss um
200 Mio. €uro und danach in den Jahren 2023
bis 2025 jährlich um jeweils 600 Mio. €uro erhöht
werden.

Damit wird die Politik des „in die Rentenkasse
Greifens“ fortgesetzt, wie dies bei der Mütter-
rente in dieser Legislaturperiode bereits stattge-
funden hat.

ver.di fordert, dies zu beenden und gesamtge-
sellschaftliche Aufgaben, wie die rentenrechtli-
che Absicherung von Kindererziehung durch
den zusätzlichen Mütterpunkt und die Renten-
anpassung Ost/West auch aus Steuermitteln zu
finanzieren. Der „Klau“ aus der Rentenkasse
muss ein Ende haben!

Die Einzelheiten der Rentenanpassung zum 1.7.2017

Die aktuellen Rentenwerte (aRW), der Gegenwert eines Entgeltpunktes (EP), betragen ab 1.7.2017:
aBL: 31,03 Euro (bis 30.6.2017: 30,45 Euro); das ist ein Plus von 0,58 Euro pro EP.
nBL: 29,69 Euro (bis 30.6.2017: 28,66 Euro); das ist ein Plus von 1,03 Euro pro EP.
Der aRW Ost beträgt damit ab 1.7.2017 95,7 % des aRW West (bis 30.6.17: 94,1 %).
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Damit könnte der Angleichungsprozess Ost/West deutlich
schneller beendet werden.




